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Das Spiel mit den Geldspielautomaten
Thomas Zacher, MBA; Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht sowie für Bank- und Kapitalmarktrecht, Steuerberater
und Israa Hamadache, LL.M, beide Rechtsanwälte Zacher & Partner, Köln

Betreiber von Geldspielautomaten stehen immer stärker im Zen-
trum der Aufmerksamkeit der Finanzbehörden. Sie sind regelmä-
ßig dem Vorwurf einer mangelhaften Buchführung ausgesetzt, mit
der Konsequenz einer oft (zu) großzügigen Hinzuschätzung von
Einkünften bzw. Umsätzen sowie manchmal auch steuerstraf-
rechtlicher Ermittlungen.

1. Die Pflicht des Automatenbetreibers zur
ordnungsmäßigen Buchführung

Geldspielgeräte sind kassenähnliche Systeme, ähnlich elek-
tronischen Registrierkassen. Jeder Geldspielautomat stellt
eine eigenständige Kasse dar, da er buchführungsrelevante
Daten erzeugt, verarbeitet und speichert. Dabei muß der
Steuerpflichtige die Anforderungen an eine ordnungs-
gemäße Buchführung (§ 145 AO) erfüllen sowie die Grund-
sätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro-
nischer Form (GoBD) beachten. Um den GoBD zu entspre-
chen, müssen Geldspielgeräte in der Lage sein, jeden einzel-
nen Geschäftsvorfall – dies bedeutet jedes einzelne Spiel –
elektronisch zu dokumentieren. Es gelten die erhöhten An-
forderungen wie bei Bargeschäften, da in diesem Falle echte
Fremdbelege fehlen und insoweit eine Kontrollmöglichkeit
nicht besteht.1

Ferner verlangt § 146 AO eine laufende, vollständige, richti-
ge, zeitgerechte und geordnete Aufzeichnung aller Geschäfts-
vorfälle. Dabei sollen Kasseneinnahmen und Kassenausgaben
täglich festgehalten werden, die Zusammenfassungsmöglich-
keit nach § 146 Abs. 1 Satz 3 AO gilt gem. Satz 4 derselben
Vorschrift nicht. Die Pflicht zur täglichen Dokumentation soll
auch die Kassensturzfähigkeit gewährleisten.2 Auch für sog.
Überschußrechner ergibt sich aus § 146 Abs. 1 Satz 2 AO, daß
Kasseneinnahmen und -ausgaben täglich festgehalten werden
sollen, denn die Überschrift erwähnt Aufzeichnungen neben
der Buchführung ausdrücklich. Zudem folgt aus § 147 Abs. 6
AO die Pflicht, den Finanzbehörden die digitalen Daten in
maschinell auswertbarer Form zur Verfügung stellen zu kön-
nen.

Zusammengefaßt läßt sich zunächst festhalten, daß die
sog. Auslesestreifen der Geldspielgeräte (zu deren tech-
nischen Einzelheiten sogleich unter 2.) sowohl in physischer
Form für jedes einzelne Geldspielgerät und jeden Spieltag
neben der Kassenbuchführung vorzuhalten sind wie auch
die entsprechenden digitalen Daten. Fehlt es hieran, wird

die formale Ordnungsmäßigkeit der Buchführung im Rah-
men einer Betriebsprüfung regelmäßig in Frage gestellt und
seitens der Finanzverwaltung eine Schätzungsbefugnis in
Anspruch genommen. Dies gilt umso mehr dann, wenn sich
(auch) inhaltliche Abweichungen ergeben, sei es zwischen
Kassenbuchungen und Auslesestreifen bzw. digitalen Daten,
sei es bei inkonsistenten Angaben hinsichtlich der einzelnen
Steuerarten. Hier kommt insb. den Angaben gegenüber der
Kommune bei der Vergnügungssteuer ein besonderes Ge-
wicht zu, da dort regelmäßig schon im Rahmen der laufen-
den Erklärungspflichten detaillierte Angaben zu den einzel-
nen Spielgeräten zu machen sind.

2. Die Vorgaben nach der Spieleverordnung

In Bezug auf den Spielerschutz gibt die Spieleverordnung
(SpielVO) zahlreiche Vorgaben. Zu diesen gehören etwa ma-
ximale Höchstgewinne und -verluste pro Stunde oder obliga-
torische Spielpausen, vgl. § 12 Abs. 2 SpielVO. Ebenfalls von
besonderer Relevanz ist die normierte Höchstzahl von Geld-
spielgeräten je Aufstellungsort. So dürfen in Gaststätten ak-
tuell höchstens zwei und in Spielhallen höchstens 12 auf-
gestellt werden, wobei bei Mehrplatzgeräten jede Spielstelle
als ein Gerät gilt, vgl. § 3 Abs. 1 und 2 SpielVO. Aus steuerli-
cher Sicht ist zudem insbesondere auf § 12 Abs. 2 Nr. 4
SpielVO hinzuweisen. Danach ist eine schriftliche Erklärung
vorzulegen, daß bei dem Geldspielgerät die Möglichkeit be-
steht, sämtliche Einsätze, Gewinne und Kasseninhalte für
steuerliche Erhebungen zu dokumentieren. Ergänzend
schreibt § 13 Nr. 9 SpielVO vor, daß jedes Geldspielgerät
eine Kontrolleinrichtung aufweisen muß, welche die vor-
genannten Punkte zeitgerecht, unmittelbar und auslesbar
erfaßt; sie dauerhaft „nach dem Stand der Technik“ auf-
gezeichnet werden.

3. Technische Voraussetzungen und Um-
setzung der Vorgaben

Die Technik von Geldspielgeräten kann mit der eines Com-
puters verglichen werden, da es sich dabei um Systeme
handelt, die vorbestimmte Abläufe selbstständig steuern

1 Sächsisches FG, Beschl. v. 04.04.2008 – 5 V 1037/07.

2 Vgl. BFH, Urt. v. 31.07.1974 – I R 216/72.
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und ausführen. Jedes Geldspielgerät muß durch die Physi-
kalisch Technische Bundesanstalt (PTB) zugelassen werden
(§ 11 SpielVO). Geldspielgeräte werden grundsätzlich für
ein Jahr zugelassen. Nach einer technischen Überprüfung
durch unabhängige Sachverständige kann die Zulassung für
jeweils ein weiteres Jahr verlängert werden. Bis zum
10.11.2018 durften Geräte, die der Technischen Richtlinie
(TR) 4.1. entsprachen, weiterbetrieben werden. Seit diesem
Zeitpunkt sind nur noch Geldspielgeräte erlaubt, die der TR
5.0 entsprechen. Bei der TR 5.0 wird zwischen zwei Versio-
nen unterschieden, wobei die Version 1 keine Identifika-
tionsmittel oder erweiterte Fiskaldatenspeicherung bein-
haltet. Hingegen schreibt die Version 2 vor, daß nur
Geldspielgeräte mit einem geräte- und personengebunde-
nen Identifikationsmittel („Spielerkarte“) und einer erwei-
terten Fiskaldatenspeicherung betrieben werden dürfen.
Während Geldspielgeräte der TR 5.0 Version 1 noch bis
Februar 2021 betrieben werden durften, sind seitdem nur
noch jene der Version 2 zulässig.

Die Vorgänge eines Geldspielgeräts werden durch ein
elektronisches Zählwerk erfaßt. Die Speicherung erfolgt im
VDAI-Protokoll (Verband der Deutschen Automatenindus-
trie e.V.). Dabei wird ein Auslesegerät mit der VDAI-Schnitt-
stelle im Geldspielgerät verbunden. Die Daten – es handelt
sich um ungeschützte Textdateien – werden dann auf eine
Speicherkarte im Auslesegerät übertragen und müssen ma-
schinell ausgewertet werden. Über einen an das Auslesege-
rät angeschlossenen Drucker wird dann auf Wunsch ein
Auslesestreifen erzeugt. Jeder Kassenstreifen wird mit einer
fortlaufenden Nummer versehen. Die Kassenstreifen stellen
Buchungsbelege dar.

Da die Daten im Geldspielgerät nach einer Auslesung
grundsätzlich gelöscht werden, sind im Anschluß daran oft
keine Detail-Daten der vorherigen Kassierungszeiträume
mehr vorhanden. Bei einigen Modellen werden die Sum-
men der letzten fünf Auslesungen vorgehalten, bei anderen
die Summe eines Grand-Totals (GT-Speicher). Dabei han-
delt es sich jedoch eben nur um summarische Aufzeichnun-
gen, die keine periodische Zuordnung der gespeicherten
Werte im Einzelnen erlaubt. Daher ist es vor einer „Aus-
lesung mit Löschung“ erforderlich, die digitalen Daten der
letzten Ausleseperioden zu speichern. Die elektronische
Speicherung erfolgt regelmäßig auf einem externen Spei-
chermedium. In diesem Zusammenhang ist zu betonen,
daß es nicht zulässig ist, die Kassenstreifen lediglich in
Papierform aufzubewahren und die elektronischen Daten
zu löschen, ohne zuvor die Originaldaten übertragen zu
haben. Zudem ist auch das entsprechende Verfahren zu
dokumentieren. Es darf keine Einschränkung der maschi-
nellen Auswertbarkeit oder des Datenzugriffs durch die Fi-
nanzbehörde erfolgen.

Die durch die Lesegeräte generierten Auslesestreifen geben
zu Beginn eine Auskunft über die Grunddaten des betreffen-
den Gerätes. Dazu gehören Informationen zum Hersteller,
der Gerätename und die Programmversion, der Aufstellort,

die Gerätenummer, die Zulassungsnummer sowie das Ab-
laufdatum. Bei den Kassenstreifen wird insbesondere unter-
schieden zwischen Kurz- und Langstreifen. Die Kurzstreifen
betreffen die Mindestinformationen zum Spielverlauf und
umfassen etwa den Einwurf, Auswurf, Saldo, die Nachfüllun-
gen sowie die elektronische Kasse. Diese Informationen wer-
den im Langstreifen um detailliertere Angaben im unteren
Teil des Auslesestreifens ergänzt, die nach dem Saldo 2 zu
finden sind. Aus diesen gehen z.B. die exakte Höhe der
Hopper- und Dispenserinhalte, die Spieleraufwände, die in-
dividuelle Betriebs- und Spielzeit pro Betriebstag und nähere
Informationen zu den Nachfüllungen, wie etwa Türöffnun-
gen, hervor. Aus diesen Regelungen folgt unter anderem, daß
es ein zwingend zu dokumentierender Vorgang ist, wenn
Bargeld aus der Kasse bzw. dem sog. Hopper oder Dispenser
genommen oder dort nachgefüllt wird. Bei den Hoppern
handelt es sich um diejenigen Teile der Automaten, die ins-
besondere 2 Euro-Münzen sammeln und auszahlen. Dispen-
ser geben die Geldscheine aus. Grundsätzlich sind die Geld-
spielautomaten derart aufgebaut, daß die Einwürfe zuerst in
den Geldspeicher – das heißt in den Hopper und Dispenser –
gehen. Ist der Überlauf erreicht, gehen weitere Einwürfe in
die Kasse. Eine Nachfüllung wird dann erforderlich, wenn
ein Kunde mehr Geld gewinnt, als sich zu diesem Zeitpunkt
in dem Hopper/Dispenser befindet. Das heißt, der Automa-
tenaufsteller muß Geld nachfüllen. Langstreifen werden re-
gelmäßig auch als Statistikdaten/statistische Streifen bezeich-
net; ob jedoch z.B. die Veränderungen im Bestand der
Hopper bzw. Dispenser tatsächlich eine Statistikdarstellung
sind, ist indes fraglich.

Lange Zeit herrschte Unklarheit darüber, welche Aus-
lesestreifen den Steuerbehörden vorgelegt werden müssen.
Mittlerweile ist jedoch klar: die Finanzbehörden begnügen
sich nicht mehr mit den Kurzstreifen. Insbesondere bestä-
tigte der 6. Senat des Niedersächsischen FG, daß die Nicht-
vorlage des Langstreifens die Beweiskraft der Buchführung in
Frage stellt und eine Schätzungsbefugnis der Finanzbe-
hörden begründet.3 Demnach handelt es sich bei den Lang-
streifen um sonstige Unterlagen i.S.d. § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO.
Die gegenteilige Ansicht, das Fehlen des Langstreifens be-
gründe allein keine Schätzungsbefugnis, ist auf dem Rück-
zug;4 insbesondere wird sie von der Finanzverwaltung nicht
(mehr) geteilt. Oftmals wird dort das Fehlen des Langstrei-
fens sogar als Indiz dafür gesehen, daß die entsprechenden
Daten manipuliert seien und das Vorenthalten des sog. Sta-
tistikteils ein Versuch sei, eben diese Manipulationsbemü-
hungen zu verschleiern.

3 Niedersächsisches Finanzgericht, Urt. v. 25.03.2003 – 6 K 961/99
EFG 2003 S. 1215; vgl. allgemein auch Glöckle, PStR 2020, S. 280 ff.
zur Problematik.

4 Offengelassen allerdings in BFH, Urt. v. 27.07.2022 – II R 10/19,
Niedersächsisches Finanzgericht, Beschl. v. 11.10.2019 – 1 V 91/19.
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4. Besonderheiten der einzelnen Steuerarten

4.1 Ertragsteuern

Einkünfte aus dem Betrieb von Geldspielautomaten stellen
regelmäßig Einkünfte aus Gewerbebetrieb i.S.d. § 15 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) dar. Sie
sind zugleich gewerbesteuerpflichtig. Bemessungsgrundlage
für die Ertragssteuer ist der in den Auslesestreifen dokumen-
tierte Saldo (1).5 Der Saldo (1) wird aus der Differenz zwi-
schen Ein- und Auswurf berechnet. Der Saldo (2) ist der um
die Veränderung des Auszahlungsvorrats bereinigte sowie die
Fehlbeträge geminderte Saldo (1). Maßgebliche Faktoren, die
vom Saldo (1) zum Saldo (2) führen, sind demnach die
Erhöhung und Verminderung des Auszahlvorrats, Nachfül-
lungen und Entnahmen sowie Fehlbeträge. Während es in
einzelnen Auslesezeiträumen zu Differenzen zwischen den
Salden kommen kann, muß der Saldo (2) über die gesamte
Gerätelaufzeit grundsätzlich dem Saldo (1) entsprechen. Für
die Steuerlast bedeutet dies, daß diese Differenzen zu einer
Verschiebung der steuerpflichtigen Einnahmen innerhalb
der einzelnen Auslesezeiträume führen. Die OFD Karlsruhe
pflegt eine Sammlung von Saldo (2)-Werten, die sog. GGSG-
Datenbank.6

4.2 Umsatzsteuer

Die umsatzsteuerliche Behandlung des Betriebes von Geld-
spielgeräten hat bereits des Öfteren die Aufmerksamkeit der
Gerichte auf sich gezogen. Das Finanzgericht Münster hat
2016 judiziert,7 daß Umsätze aus dem Betrieb von Geldspiel-
geräten mit Gewinnmöglichkeit steuerbar und steuerpflichtig
sind, denn beim Betrieb von Geldspielgeräten mit Gewinn-
möglichkeit werden gem. § 1 Abs. 1 UStG umsatzsteuerbare
Leistungen gegenüber den Spielern erbracht. Sie sind auch
nicht von der Steuerbefreiung gem. § 4 Nr. 9 lit. b UstG als
„sonstige Glückspiele mit Geldeinsatz“ erfaßt, da nach dieser
Bestimmung nur solche Umsätze steuerbefreit sind, die unter
das Rennwett- und Lotteriegesetz fallen. Die Umsatzsteuer-
pflicht verstößt schließlich auch weder gegen die Vorgaben
der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) noch ge-
gen die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 oder
andere höherrangige Vorgaben. Glückspiele mit Geldeinsatz,
wie bei einem Geldspielautomaten, fallen nicht darunter.
Bedenken wegen Art 135 Abs. 1 lit. i MwStSystRL bestehen
nicht, wonach Mitgliedstaaten unter den von ihnen festgeleg-
ten Bedingungen und BeschränkungenWetten, Lotterien und
sonstige Glückspiele mit Geldeinsatz von der Umsatzsteuer
befreien können. Die Ablehnung des deutschen Gesetzgebers,
die Umsätze gewerblicher Spielhallenbetreiber aus Geldspiel-
geräten in die Umsatzsteuerbefreiung einzubeziehen, liegt in
dem gewährten Bewertungsspielraum und ist rechtmäßig. So-
mit sind die zeitweilig wieder diskutierten europarechtlichen
Bedenken gegen die denkbare Einbeziehung in die Umsatz-
steuer für die Praxis wohl vom Tisch.8

Es ist mittlerweile auch geregelt, daß die Bemessungs-
grundlage für die Umsatzsteuer der mittels Zählwerks ermit-
telte Saldo (1) ist. So können Geldspielautomatenbetreiber
nicht damit gehört werden, es könne allenfalls auch der um
die Ertragsteuern geminderte Kasseninhalt der Spielautoma-
ten zugrundegelegt werden, weil eine Mehrfachbesteuerung
des Gewinns durch Umsatzsteuer und Ertragsteuer unzuläs-
sig sei. Auch der Einwand, wegen der Zufallsabhängigkeit
fehle bereits der erforderliche Leistungsaustausch zwischen
Unternehmer und Spieler, hielt der gerichtlichen Prüfung
nicht stand. Das Hessische FG stellte klar, daß der Betrieb
von Geldspielautomaten eine umsatzsteuerbare sonstige
Leistung sei, die der Betreiber gegen Entgelt im Rahmen
seines Unternehmens ausführt.9 Demnach setzte sich die
Leistung des Geldspielautomatenbetreibers aus der Zurver-
fügungstellung des Automaten für entsprechendes Spiel, der
Zulassung des Spielers zum Spiel, der Einräumung einer Ge-
winnchance sowie, bei Erzielung eines Gewinns, der Ge-
winnauszahlung zusammen. Unabhängig vom Spielausgang
stehe dem Betreiber dafür auch ein Anspruch auf Vergütung
zu, womit auch der unmittelbare Zusammenhang zwischen
Leistungserbringung und Entgelt bestehe. Daß der Gewinn
vom Zufall abhängt, stelle dabei nur einen Bestandteil des
Leistungsaustausches dar. In diesem Zusammenhang hatte
bereits das Finanzgericht Köln darauf verwiesen, daß die
Urteile zu Pferderennveranstaltern und Berufspokerspielern
nicht auf den Betrieb von Geldspielautomaten anwendbar
sind.10 Zwar judizierte der EuGH vor einiger Zeit,11 daß die
von einem Pferderennveranstalter zu zahlenden Preisgelder
kein Entgelt an einen Rennstall für die Überlassung von
Pferden sind. Denn aufgrund der Abhängigkeit der Preisgel-
der von der ungewissen Plazierung des jeweiligen Pferdes sei
das Entgelt ungewiß. Diese Ungewißheit wird bei dem Be-
trieb von Geldspielgeräten jedoch nicht unterstellt.

4.3 Vergnügungssteuer

Die Vergnügungssteuer bei Geldspielgeräten beträgt z.B. in
Köln 20% des Einspielergebnisses. Das Einspielergebnis ist
der Betrag der elektronisch gezählten Kasse zuzüglich Röh-
renentnahme, abzüglich Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüf-
testgeld und Fehlgeld (Saldo 2). In der Satzung zur Besteue-
rung des Spielvergnügens an Geldspielgeräten im Gebiet der

5 Vgl. hierzu kritisch Glöckle, a.a.O.

6 BMF-Schreiben v. 05.11.2021 – III C 2 – S 7200/19/10003/005.

7 Finanzgericht Münster, Urt. v. 16.06.2016 – 5 K 998/14 U.

8 Vgl. BFH, Beschl. v. 26.09.2022 – XI B 9/22 und folgend FG Münster
Beschl. v. 17.07.2023 – 5 V 1047/23 – allerdings sind hier noch
Einsprüche und die Verfassungsbeschwerde der Antragstellerin
offen.

9 Hessisches Finanzgericht, Urt. v. 22.02.2018 – 6 K 2400/17, Revision
unter BFH XI R 13/18, mit ebenfalls umfassender Behandlung der
europarechtlichen Fragen.

10 FG Köln, Urt. v. 30.01.2018 – 8 K 2620/15.

11 Urt. v. 10.11.2016 – C-432/15.
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Stadt Köln v. 15.06.2019 heißt es z.B. in § 7, daß auf Anfor-
derung sämtliche Zählwerkausdrucke (Kassenstreifen) des
Geldspielgerätes vorzulegen sind. Dank der Aufnahme des
Erfordernisses „sämtlicher“ Zählwerkausdrucke können die
Behörden bei ihrem Verlangen nach Langstreifen nun also
auch auf diesen Wortlaut verweisen.12 Viele kommunale
Satzungen enthalten bereits ähnliche Regelungen, so daß
auch im Bereich der Vergnügungssteuer der Kurzstreifen auf
dem Rückzug ist.

Steuerschuldner ist neben dem Geräteaufsteller der Inha-
ber der Räume, in denen das Geldspielgerät aufgestellt ist.
Geldspielgeräte werden oft in Gaststätten aufgestellt. Ein
Gastwirt, der einem Automatenaufsteller das Aufstellen von
Geldspielgeräten in den Räumen seiner Gaststätte gestattet
und der regelmäßig am Ertrag (oft in der Praxis bis zu 50%)
beteiligt ist, ist neben dem Aufsteller ebenfalls (Gesamt-)
Schuldner der durch das Spielen mit den Geräten anfallen-
den Vergnügungssteuer.

Zu Verhinderung eines Steuerschadens kann sich der
Gastwirt vertraglich Kontrollrechte einräumen lassen, um
zu prüfen, ob der Aufsteller den steuerlichen Verpflichtun-
gen nachkommt. Indes entspricht es grundsätzlich dem
pflichtgemäßen Ermessen der Behörde, im Regelfall zunächst
den Aufsteller heranzuziehen. Denn dieser hat im Innenver-
hältnis zwischen Automaten- und Gaststättenbetreiber regel-
mäßig die Erfüllung der steuerlichen Pflichten übernommen.

5. Erfahrungen aus der Praxis

In der Praxis kommt es zwischen den Finanzbehörden und
den Geldspielautomatenbetreibern oft zu Diskussionen über
die richtige Bemessungsgrundlage. Die Auslesestreifen wer-
den häufig nicht in ihrer originalen und/oder vollständigen
Form vorgelegt, nicht zugleich in körperlicher und digitaler
Form oder nur als sog. Kurzstreifen. Auf der anderen Seite
sprechen viele Automatenbetreiber davon, daß sie mit dem
Umfang und der Intensität der Dokumentationspflichten
überfordert wären oder sich sogar subjektiv schikaniert fühl-
ten. Wegen des Vorwurfs eines Mangels in der Buchführung
oder sogar des Verdachts von Manipulation wird vielfach
geschätzt. Während die Schätzungsbefugnis als solche
grundsätzlich oft nicht in Frage gestellt werden kann, ist die
Art der Schätzung oft problematisch. Zum Nachteil der Be-
treiber wirkt sich oftmals aus, daß auch aufgrund sog. „Prü-
fererfahrungen“ hier aktive Manipulationen oder bewußte
Auslassungen bei der Erhebung bzw. Speicherung der physi-
schen und elektronischen Aufzeichnungen besonders häufig
im Vergleich zu anderen Gewerbearten vorkommen sollen.
Auch die oftmals bestehende Nähe bzw. Verflechtung mit
anderen kritisch gesehenen Gewerbebetrieben, wie etwa des
Gaststätten- und Vergnügungsgewerbes, begünstigen unaus-
gesprochen manche Konnotationen. Dabei sind die von der
Finanzverwaltung oftmals vertretenen Argumentationen
durchaus wechselvoll. Mal wird das Vorliegen nur der Kurz-

oder nur der Langstreifen bemängelt, mal das Fehlen elektro-
nisch gespeicherter Aufzeichnungen oder umgekehrt nur
deren Vorhandensein, so daß eine Überprüfung anhand der
physischen Auslesestreifen nichtmöglich sei. Vereinzelt wird
sogar umgekehrt das Argument einer allzu perfekten Über-
einstimmung – auch mit den Vergnügungssteueranmeldun-
gen – vorgetragen, was ebenfalls nach den Erfahrungen in
der Praxis so nicht sein könne und auf nachträglich „syn-
chronisierte“ Aufzeichnungen und Anmeldungen schließen
lasse. Für den Berater des Steuerpflichtigen ist es wichtig, hier
neben den steuerrechtlich induzierten Aufzeichnungsanfor-
derungen auch eine hinreichende Kenntnis von der Technik
der Spielgeräte sowie deren Wandel der Anforderungen und
der technischen Entwicklung zu haben. Auch weitere außer-
steuerliche Aspekte sind zu berücksichtigen, wenn einer allzu
pauschalen Schätzung mehr als nur eine grundsätzliche Ab-
lehnung bzw. das allgemeine Verbot sog. Strafschätzungen
entgegengehalten werden soll. Nicht nur die (geänderten)
Anforderungen nach der Spieleverordnung, sondern auch
andere rechtliche oder tatsächliche Gegebenheiten, die im
Zeitablauf gewechselt haben, können die tatsächlich erziel-
ten oder sachgerecht zu schätzenden Umsätze aus Geldspiel-
geräten beeinflußen. So sind normale Maximalbeträge,
durchschnittlich höchstzulässige Spieler- bzw. Unterneh-
merquoten, Anzahl der zulässigen bzw. tatsächlichen Geld-
spielgeräte pro Spielstätte insgesamt, aber auch mittelbare
Einflüsse wie Verschärfungen beim Raucherschutz, die Kon-
kurrenzsituation im Umfeld, Schließungen aufgrund beson-
derer Umstände wie etwa der zeitweilig geltenden Corona-
Vorschriften und ein danach festzustellendes geändertes
Spielerverhalten im Einzelfall gewichtige Anhaltspunkte da-
für, die Plausibilität von Aufzeichnungen bzw. Schätzungen
zu verifizieren. Soweit es zu finanzgerichtlichen Verfahren
kommt, ist ebenfalls festzustellen, daß die Finanzgerichte
weniger „allgemeinen Prüfererfahrungen“ auf der einen Seite
oder einer „Fundamentalopposition wegen einiger lächerli-
cher formaler Mängel“ auf der anderen Seite folgen, sondern
im Zweifelsfall eine eigene differenzierte Betrachtung vor-
nehmen, ggf. orientiert an der amtlichen Richtsatzsamm-
lung, die auch insoweit Anhaltspunkte gibt.

6. Fazit

Bei Geldspielautomaten handelt es sich um kassenähnliche
Systeme, bei denen die Grundsätze ordnungsgemäßer Buch-
führung beachtet werden müssen. Um diese zu erfüllen,
müssen Geldspielbetreiber sämtliche Auslesestreifen (Kurz-
und Langstreifen) vollständig aufbewahren. Dies muß so-
wohl in Papier- als auch in elektronisch gespeicherter Form
und über einen Zeitraum von 10 Jahren erfolgen. Zudem
werden nur die Originaldaten den Anforderungen der Fi-
nanzbehörden gerecht. Der Steuerpflichtige muß sicherstel-

12 VG Karlsruhe, Urt. v. 26.01.2022 – 4 K 321/19.
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len, daß er über eine spezielle Software verfügt, welche die
digitalen Auslesedaten exportieren kann. Formelle Mängel
werden regelmäßig als Indiz für die materielle Unrichtigkeit
der Buchführung angeführt. Sie führen zwar häufig zu einer
Schätzungsbefugnis dem Grunde nach, welche jedoch ge-
rade hier hinsichtlich ihrer Methodik und konkreten Höhe
oftmals Zweifeln begegnen muß. Hier ist der Berater gefragt,

derartigen Vergröberungen eine möglichst konkrete und an
den im Einzelfall festzustellenden technischen und örtlichen
Rahmenbedingungen orientierte Gegenargumentation ent-
gegenzusetzen, welche bei sachlichem Gehalt auch durchaus
bei den Finanzgerichten zugunsten der Steuerpflichtigen
und zu Lasten allzu hoher Pauschal(zu)schätzungen Gehör
findet.
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